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Artikel 15

1. Die Deutsche Demokratische Republik gestattet die 
Durchführung des Eisenbahnverkehrs der Deutschen 
Bundesbahn nach und von dem Bahnhof Obersuhl 
(Bundesrepublik Deutschland) über einen Grenzstrek- 
kenabschnitt durch ihr Gebiet. Die Gestattung umfaßt 
die unentgeltliche Nutzung des für die Strecke, die Hoch­
bauten und Nebeneinrichtungen erforderlichen Gelän­
des. Dieser Streckenabschnitt der Deutschen Reichsbahn 
wird von der Deutschen Bundesbahn auf ihre Kosten 
gewartet und unterhalten. Der Verkehr über die Grenz­
übergänge Gerstungen/Bebra darf dadurch nicht beein­
trächtigt werden.

2. Die Deutsche Demokratische Republik gestattet die 
Durchführung des Eisenbahnverkehrs der Deutschen 
Bundesbahn zwischen den Bahnhöfen Schwebda (Bun­
desrepublik Deutschland) und Heldra (Bundesrepublik 
Deutschland) über einen Grenzstreckenabschnitt durch 
ihr Gebiet zu den gleichen Bedingungen, die in Ziffer 1 
vereinbart sind.

Artikel 16

Die Bundesrepublik Deutschland gestattet die Durch­
führung des Eisenbahnverkehrs der Deutschen Reichs­
bahn auf dem zweigleisigen Abschnitt der Strecke 
Wartha/Werra (Deutsche Demokratische Republik) — 
Gerstungen durch ihr Gebiet. Dieser Streckenabschnitt 
wird von der Deutschen Reichsbahn auf ihre Kosten und 
mit ihren Beschäftigten betrieben, gewartet und unter­
halten. Die Gestattung umfaßt die unentgeltliche Nut­
zung des für die Strecke, die Hochbauten und Nebeft- 
einrichtungen erforderlichen Geländes.

III. Binnenschiffsverkehr

Artikel 17

1. Die Vertragsstaaten wirken in ihrem Gebiet dar­
auf hin, daß die Voraussetzungen für einen schnellen 
und wirtschaftlichen Schiffsumlauf gegeben sind.

2. Auf der Basis der Gegenseitigkeit wird eine Erlaub­
nis zum Befahren der Wasserstraßen nicht verlangt.

Artikel 18

1. Die Beförderung von Gütern zwischen Häfen und 
Ladestellen des anderen Vertragsstaates (Kabotage) be­
darf einer besonderen Genehmigung seiner zuständigen 
Organe beziehungsweise Behörden.

2. Einer Genehmigung bedarf es nicht, wenn auf dem 
Rückweg von einer Transitfahrt Güter in das Gebiet 
des anderen Vertragsstaates befördert werden (An­
schlußkabotage).

Artikel 19

1. Werden Liegeplätze vorgeschrieben, so gilt Arti­
kel 17, Ziffer 1 entsprechend. An besonders hierfür zu­
gelassenen Liegeplätzen wird den Besatzungen der Bin­
nenschiffe Landgang gewährt.

2. Soweit Liegeplätze vorgeschrieben werden, sind bei 
außergewöhnlichen Ereignissen wie Unfällen, Betriebs­
störungen, Erkrankungen oder Naturkatastrophen so­
wie nach Aufforderung oder mit Genehmigung der zu­
ständigen Organe beziehungsweise Behörden des be­
treffenden Vertragsstaates Fahrtunterbrechungen und 
Landgang auch an anderen geeigneten Plätzen gestat­
tet. Der Schiffsführer hat die zuständigen Organe bezie­
hungsweise Behörden über die Fahrtunterbrechung bei 
außergewöhnlichen Ereignissen und die dafür maßge­
benden Gründe zu unterrichten.

3. Sofern eine Weiterfahrt infolge Hoch- oder Niedrig­
wasser, Vereisung oder Havarie nicht mehr oder nur 
mit Einschränkungen möglich ist, wird gegenseitig die 
Möglichkeit des Umschlags von Gütern oder die Leich- 
terung von Binnenschiffen gewährt. Der vorgesehene 
Umschlag oder die Leichterung ist den zuständigen Or­
ganen beziehungsweise Behörden zu melden und darf 
nur in ihrer Gegenwart erfolgen.

Artikel 20

1. Die gegenseitige Anerkennung von Dokumenten 
gemäß Artikel 5 gilt in der Binnenschiffahrt nur für 
die Befähigungszeugnisse, die für Elbe und Mittelland­
kanal ausgestellt sind. Schiffszeugnisse (-atteste) der 
Deutschen Demokratischen Republik werden nur für 
die Wasserstraßen anerkannt, die zum Geltungsbereich 
der Binnenschiffahrtsstraßen-Ordnung der Bundesrepu­
blik Deutschland gehören. Schiffszeugnisse (-atteste) der 
Bundesrepublik Deutschland werden auf den Wasser­
straßen der Deutschen Demokratischen Republik aner­
kannt.

2. Das Befahren der Binnenwasserstraßen des einen 
Vertragsstaates durch übermäßige Einzelfahrzeuge und 
Schiffsverbände des anderen Vertragsstaates bedarf der 
Zustimmung seiner zuständigen Organe beziehungs­
weise Behörden.

Übermäßig sind solche Einzelfahrzeuge oder Schiffs­
verbände, die die in den Rechtsvorschriften des jewei­
ligen Vertragsstaates für die Benutzung seiner Wasser­
straßen festgelegten Abmessungen überschreiten.

3. Schwimmende Geräte und Schwimmkörper kön­
nen transportiert, Schiffsneubauten überführt werden. 
Sportboote, Rennboote und andere individuelle Wasser­
fahrzeuge können als Deckladung oder im Schlepp be­
fördert werden.


